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TOP 3: 

Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 

Drucksache: 3/24 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem Gesetz werden bürokratische und organisatorische Hürden bei der Da-

tennutzung abgebaut und die Nutzbarkeit von Gesundheitsdaten im Sinne eines 

die Datennutzung „ermöglichenden Datenschutzes“ unter vollumfänglicher Be-

rücksichtigung datenschutzrechtlicher Standards verbessert.  

Insbesondere werden folgende Ziele verfolgt: 

– dezentral gespeicherte Gesundheitsdaten sollen leichter auffindbar sein und 

bürokratische Hürden für Datennutzende werden reduziert, 

– etablierte Strukturen, insbesondere in der genommedizinischen Versorgung, 

können genutzt werden, um den Austausch von Gesundheitsdaten zu er-

leichtern, 

– die im Forschungsdatenzentrum Gesundheit vorliegenden Abrechnungsda-

ten der gesetzlichen Krankenkassen werden in größerem Maße und schnel-

ler nutzbar gemacht, 

– die Verknüpfung von Gesundheitsdaten wird erleichtert, 

– die Verfahren zur Abstimmung mit Datenschutzaufsichtsbehörden werden 

vereinfacht und gleichzeitig wird der Gesundheitsdatenschutz gestärkt, 

– umfassende und repräsentative Daten aus der elektronischen Patientenakte 

(ePA) sollen für die Forschung bereitgestellt werden können. 

Zur Erreichung der skizzierten Ziele wird das geltende Recht insbesondere um 

folgende wesentliche Maßnahmen ergänzt: 

– Aufbau einer nationalen Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für Ge-

sundheitsdaten, 
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– Verknüpfung von Daten des Forschungsdatenzentrums Gesundheit mit Da-

ten der klinischen Krebsregister der Länder nach § 65c SGB V, 

– Stärkung des Gesundheitsdatenschutzes, 

– Nachhaltigkeit und europäische Anschlussfähigkeit, 

– Einbindung von etablierten Strukturen. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Oktober 2023 zu dem Gesetzent-

wurf der Bundesregierung im ersten Durchgang des Gesetzgebungsverfahrens 

Stellung genommen (vgl. BR-Drucksache 434/23 (Beschluss)). 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bun-

desrates (vgl. BT-Drucksache 20/9046) die Mehrzahl der Änderungsvorschläge 

des Bundesrates abgelehnt. 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz nach Maßgabe der Beschlussempfeh-

lung und des Berichts seines federführenden Gesundheitsausschusses (vgl. BT-

Drucksache 20/9785) in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 verabschiedet. 

In das Gesetz sind insbesondere weitere Regelungen, die die Nutzung von Ge-

sundheitsdaten zu Forschungszwecken ermöglichen sowie zum Datenschutz 

eingeflossen (§ 6 Absatz 3 GDNG, § 25b Absatz 9c und 12 SGB V, § 303b Ab-

satz 1 SGB V, § 303e Absatz 4a SGB V). Die in § 363 Absatz 5 SGB V vorge-

sehene Möglichkeit für Versicherte, Widerspruch gegen die Nutzbarmachung 

der ePA-Daten auch auf nicht-digitalem Weg einzulegen, ist auf eine Anregung 

des Bundesrates aus dem ersten Durchgang des Gesetzgebungsverfahrens zu-

rückzuführen. 

III. Empfehlung des Gesundheitsausschusses 

Der Ausschuss empfiehlt, zu dem Gesetz die Einberufung des Vermittlungsaus-

schusses nicht zu verlangen. 
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